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Explizite Informationen zur Vorlesung können unter folgender Internetadresse abgerufen werden:

www.uni-muenster.de/Jura.itm/hoeren/material/Skript/skript_juli2004.pdf
Hier befindet sich hinterlegt ein Buch von Prof. Hören mit dem Thema „Internetrecht“, welches dieser halbjährlich aktualisiert und kostenfrei zur Verfügung stellt.

Der Vertragsschluss im Internet

Ein Vertrag kommt allgemein durch Abgabe eines Angebots mit anschließender Annahme dieses Angebots zustande.

Das Internet ist dabei entsprechend wie ein Katalog/Schaufenster zu sehen; hier gilt, dass diese Angebote keine „rechtsverbindlichen Angebote“ (=keine Vertragsangebote) darstellen, sondern lediglich die Aufforderung zu einem Angebot begründen. Der Kunde macht daraufhin sein Angebot, welches das Kaufhaus dann anzunehmen hätte, wenn es einen Vertragsschluss wünscht.


z.B. AMAZON.DE

Die Angebote bei AMAZON.DE stellen noch kein Vertragsangebot dar, d.h. wenn die Artikel nicht auf Lager sind, so kann man keine Ansprüche gegen AMAZON.DE geltend machen, weil kein Vertrag geschlossen wurde.

Problem: Herunterladen eines kostenpflichtigen Programms 

( gilt die Bestätigung und damit das Herunterladen als Vertragsschluss; die Bestätigung als Angebot, welches die Firma dann annehmen muss?

Ergebnis: nicht eindeutig zu klären

Problem: Internetversteigerung über RICARDO.DE

( RICARDO.DE dient(e) hier nur als Plattform der Versteigerung, der Verkäufer war gleichzeitig der Anbieter und der Käufer hatte mit dem Zuschlag den Vertrag geschlossen 

Ergebnis: Nach BGH ist die Internetversteigerung rechtswirksam

Fehlerquellen

(1) Fehler bei der Erklärung selber
( diese Fehler sind zunächst wirksam, aber bei sofortiger Meldung ist eine Anfechtung nach § 142 I BGB möglich mit den Anfechtungsgründen nach §§ 119 ff BGB
Jedoch kann ein sog. „Motivirrtum“ (z.B. das Buch kann ich gar nicht gebrauchen) nicht widerrufen werden; hier überwiegt der Schutz des Verkäufers


(2) Vertippt
( Anfechtung über § 142 BGB möglich mit dem Anfechtungsgrund des § 119 I BGB „Erklärungsirrtum“
Problem: Beweislast



(3) Ungewolltes Absenden
( gesetzlich nicht geregelt, jedoch wird eine Anfechtung auch hier möglich sein
Problem: Beweislast


(4) Gefälschte Erklärung unter anderem Namen
( Der andere ist nicht an die Erklärung gebunden, § 177 I BGB; behandelt wie eine Erklärung eines Vertreters ohne Vertretungsmacht. Dies gilt nicht bei der elektronischen Signatur

Der Zugang

Als Zugang wird das „Ankommen beim anderen Teil“ verstanden (vgl. § 131 BGB), genauer: …so in den Machtbereich des Empfängers gelangen, dass diesem eine Kenntnisnahme möglich ist und diese auch unter regelmäßigen Umständen erwartet werden kann…

Bei der elektronischen Form stellt sich die Frage nach der Abnahme der E-Mail, denn grundsätzlich besteht noch keine Verpflichtung zur Abnahme einer E-Mail. Damit ist die Versendung wichtiger Schriftstücke per E-Mail zumindest im privaten Bereich noch als problematisch anzusehen.

Wirksamkeit der Erklärung

( vgl. hier auch den gewöhnlichen Postweg

(1) E-Mail unterwegs verschwunden
( dies fällt in den Horizont des Absenders, ähnlich wie bei einem auf dem Postwege verschwundenen Brief


(2) Postfach voll
( dies fällt in den Horizont des Empfängers, ähnlich wie bei einem vollen Briefkasten, wo auch der Empfänger dafür Sorge zu tragen hat, dass dieser gelehrt wird.


(3) PC defekt oder ähnliches
( auch dies fällt in den Horizont des Empfängers

Bewirkung des Zuganges

a) Firma
Hier sollte man erwarten können, dass der Zugang einer E-Mail während der Geschäftszeiten möglich ist, der Sachbearbeiter regelmäßig sein Postfach auf eingegangene Post untersucht.


b) Privatbereich
Auch hier ist eine Zustellung immer unterstellt, aber problematisch, denn durch die Verhinderung während der Arbeitszeit ist eine Kontrolle des Postfachs eigentlich unmöglich, dennoch wird man erwarten können, dass der private Empfänger einmal täglich wie den gewöhnlichen Hausbriefkasten auch seine E-Mails kontrolliert.

Form

Grundsätzlich zwingt das Gesetz für bestimmte Rechtsgeschäfte zur Schriftform. Dies soll nochmals vor den Gefahren warnen (z.B. bei einer Bürgschaft) und auch später Beweis-funktion haben.

Dabei sind folgende (gesetzliche) Formen zu unterscheiden:

a) Schriftform, § 126 BGB

b) Öffentliche Beglaubigung

c) Notarielle Beurkundung

Aber auch hier ist bereits eine Anpassung an den elektronischen Bereich erfolgt:

§ 126a BGB
Elektronische Form

(1) Soll die gesetzlich vorgeschriebene schriftliche Form durch die elektronische Form ersetzt werden, so muss der Aussteller der Erklärung dieser seinen Namen hinzufügen und das elektronische Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz versehen. 

(2) Bei einem Vertrag müssen die Parteien jeweils ein gleichlautendes Dokument in der in Absatz 1 bezeichneten Weise elektronisch signieren. 

 

§ 126b BGB
Textform

Ist durch Gesetz Textform vorgeschrieben, so muss die Erklärung in einer Urkunde oder auf andere zur dauerhaften Wiedergabe in Schriftzeichen geeignete Weise abgegeben, die Person des Erklärenden genannt und der Abschluss der Erklärung durch Nachbildung der Namensunterschrift oder anders erkennbar gemacht werden. 

a) Schriftform/Textform, vgl. § 126 b BGB
( oft sind hier die „Belehrungsfälle“ gemeint

Voraussetzung:
- Möglichkeit der Speicherung (Sicherstellung einer dauerhaften Wiedergabe)
- Offenkundigkeit der Person des Erklärenden (Wer gibt die Erklärung ab?)
- Unterschrift signalisiert den Schluss (Erkennbares Ende)


b) Elektronische Form, vgl. § 126 a BGB als Ersatz der Schriftform)
( elektronische Signatur, erforderlich auch eine Datei und ein Namenszug

Hinzuweisen ist hier auf das „Signaturgesetz“
Es soll gewährleistet werden, dass die Erklärung auch tatsächlich von der abgegebenen Person stammt und auch in der von ihm gewählten Form unbearbeitet weitergegeben wurde.

Achtung: Dis gilt natürlich nur, wenn die Vorschriften über die gesetzliche Schriftform anzuwenden sind!

Es sind Bestrebungen anhängig, dass auch zukünftig bei Gericht und gerichtlichen Verfahren die Verwendung einer elektronischen Form möglich sein wird.

weitergehend siehe Anlage: Auszug aus „Internetrecht“, Prof. Hören, Seiten 216 bis 249
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E-Commerce

E-Commerce basiert oft nur auf europäischen Richtlinien, die in nationales Recht umzusetzen waren.

§ 312e BGB
Pflichten im elektronischen Geschäftsverkehr
(1) Bedient sich ein Unternehmer zum Zwecke des Abschlusses eines Vertrags über die Lieferung von Waren oder über die Erbringung von Dienstleistungen eines Tele- oder Mediendienstes (Vertrag im elektronischen Geschäftsverkehr), hat er dem Kunden 

	 
	1.
	angemessene, wirksame und zugängliche technische Mittel zur Verfügung zu stellen, mit deren Hilfe der Kunde Eingabefehler vor Abgabe seiner Bestellung erkennen und berichtigen kann,

	 
	2.
	die in der Rechtsverordnung nach Artikel 241 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche bestimmten Informationen rechtzeitig vor Abgabe von dessen Bestellung klar und verständlich mitzuteilen,

	 
	3.
	den Zugang von dessen Bestellung unverzüglich auf elektronischem Wege zu bestätigen und

	 
	4.
	die Möglichkeit zu verschaffen, die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Geschäftsbedingungen bei Vertragsschluss abzurufen und in wiedergabefähiger Form zu speichern.


Bestellung und Empfangsbestätigung im Sinne von Satz 1 Nr. 3 gelten als zugegangen, wenn die Parteien, für die sie bestimmt sind, sie unter gewöhnlichen Umständen abrufen können. 

(2) Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 findet keine Anwendung, wenn der Vertrag ausschließlich durch individuelle Kommunikation geschlossen wird. Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und Satz 2 findet keine Anwendung, wenn zwischen Vertragsparteien, die nicht Verbraucher sind, etwas anderes vereinbart wird. 

(3) Weitergehende Informationspflichten auf Grund anderer Vorschriften bleiben unberührt. Steht dem Kunden ein Widerrufsrecht gemäß § 355 zu, beginnt die Widerrufsfrist abweichend von § 355 Abs. 2 Satz 1 nicht vor Erfüllung der in Absatz 1 Satz 1 geregelten Pflichten. 

(Vorschrift eingefügt durch das Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts vom 26.11.2001 (
 BGBl. I S. 3138
 *) m.W.v. 1.1.2002)

Beteiligte:
Unternehmer (§ 14 BGB)



Abnehmer ist nicht definiert, kann also auch ein Unternehmer sein.

wichtig: 

Angebot und Annahme müssen auf elektronischem Weg erfolgen, nicht „Homeshopping“ (weil die Antwort nicht über TV möglich ist und das Telefon kein Kommunikationsmittel per Definition ist! = Definition über § 2 Teledienstgesetz)

aber erfasst: Handel über Internet.

Beachte: Werbung allein genügt nicht!
§ 312 e Absatz 1 BGB (Verhaltens- und Informationspflichten f. unternehmerische Anbieter):

Nr. 1:
Fehlerkorrekturmöglichkeiten 

(Bsp.: Eingabefehler dürfen nicht zum Vertragsabschluss führen)

Nr. 2:
Informationspflichten ( Informationspflichtengesetz

§ 3 BGB-InfoV: Kundeninformationspflichten des Unternehmers bei Verträgen im
elektronischen Geschäftsverkehr

§ 3 BGB-InfoVO
Bei Verträgen im elektronischen Geschäftsverkehr muss der Unternehmer den Kunden gemäß § 312e Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs informieren 

1.  über die einzelnen technischen Schritte, die zu einem Vertragsschluss
    führen,
2.  darüber, ob der Vertragstext nach dem Vertragsschluss von dem Unternehmer
    gespeichert wird und ob er dem Kunden zugänglich ist,
3.  darüber, wie er mit den gemäß § 312e Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Bürgerlichen
    Gesetzbuchs zur Verfügung gestellten technischen Mitteln Eingabefehler vor
    Abgabe der Bestellung erkennen und berichtigen kann,
4.  über die für den Vertragsschluss zur Verfügung stehenden Sprachen und
5.  über sämtliche einschlägigen Verhaltenskodizes, denen sich der Unternehmer
    unterwirft, sowie die Möglichkeit eines elektronischen Zugangs zu diesen
    Regelwerken.

Nr. 3:
unverzügliche Bestellbestätigung auf elektronischem Wege ( gilt als Eingangsbestätigung, nicht unmittelbar als Vertragsbestätigung = Verhaltenspflicht!

Nr. 4:
AGB`s und Vertragsabschluss sehen und speichern können (AGB`s sind das „Kleingedruckte“ im Vertrag, dem zuvor zugestimmt werden muss, vgl. §§ 305 ff BGB

Problem:

Was passiert bei Nichteinhaltung dieser Vorschriften?

Gesetzlich ist die Rechtsfolge in § 312 BGB nicht geregelt; es könnte aber möglich sein, einen Anspruch über das Wettbewerbsrecht zweier Konkurrenten zu erreichen. Ebenso ist eine Anfechtung gem. § 122 BGB bei fehlender Korrekturmöglichkeit gegeben. Es zeigen sich daher sehr begrenzte Rechtsfolgen!

Die Rechtsfolgen beim Fernabsatzgeschäft sind eindeutiger und besser geregelt, z.B. durch ein Widerrufsrecht.

Fernabsatzrecht

§ 312b BGB
Fernabsatzverträge
(1) Fernabsatzverträge sind Verträge über die Lieferung von Waren oder über die Erbringung von Dienstleistungen, einschließlich Finanzdienstleistungen, die zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher unter ausschließlicher Verwendung von Fernkommunikationsmitteln abgeschlossen werden, es sei denn, dass der Vertragsschluss nicht im Rahmen eines für den Fernabsatz organisierten Vertriebs- oder Dienstleistungssystems erfolgt. Finanzdienstleistungen im Sinne des Satzes 1 sind Bankdienstleistungen sowie Dienstleistungen im Zusammenhang mit einer Kreditgewährung, Versicherung, Altersversorgung von Einzelpersonen, Geldanlage oder Zahlung. 

(2) Fernkommunikationsmittel sind Kommunikationsmittel, die zur Anbahnung oder zum Abschluss eines Vertrags zwischen einem Verbraucher und einem Unternehmer ohne gleichzeitige körperliche Anwesenheit der Vertragsparteien eingesetzt werden können, insbesondere Briefe, Kataloge, Telefonanrufe, Telekopien, E-Mails sowie Rundfunk, Tele- und Mediendienste. 

(3) Die Vorschriften über Fernabsatzverträge finden keine Anwendung auf Verträge 

	 
	1.
	über Fernunterricht (§ 1 des Fernunterrichtsschutzgesetzes),

	 
	2.
	über die Teilzeitnutzung von Wohngebäuden (§ 481),

	 
	3.
	über Versicherungen sowie deren Vermittlung,

	 
	4.
	über die Veräußerung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten, die Begründung, Veräußerung und Aufhebung von dinglichen Rechten an Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten sowie über die Errichtung von Bauwerken,

	 
	5.
	über die Lieferung von Lebensmitteln, Getränken oder sonstigen Haushaltsgegenständen des täglichen Bedarfs, die am Wohnsitz, am Aufenthaltsort oder am Arbeitsplatz eines Verbrauchers von Unternehmern im Rahmen häufiger und regelmäßiger Fahrten geliefert werden,

	 
	6.
	über die Erbringung von Dienstleistungen in den Bereichen Unterbringung, Beförderung, Lieferung von Speisen und Getränken sowie Freizeitgestaltung, wenn sich der Unternehmer bei Vertragsschluss verpflichtet, die Dienstleistungen zu einem bestimmten Zeitpunkt oder innerhalb eines genau angegebenen Zeitraums zu erbringen,

	 
	7.
	die geschlossen werden

	 
	 
	a)
	unter Verwendung von Warenautomaten oder automatisierten Geschäftsräumen oder

	 
	 
	b)
	mit Betreibern von Telekommunikationsmitteln auf Grund der Benutzung von öffentlichen Fernsprechern, soweit sie deren Benutzung zum Gegenstand haben.


(4) Bei Vertragsverhältnissen, die eine erstmalige Vereinbarung mit daran anschließenden aufeinander folgenden Vorgängen oder eine daran anschließende Reihe getrennter, in einem zeitlichen Zusammenhang stehender Vorgänge der gleichen Art umfassen, finden die Vorschriften über Fernabsatzverträge nur Anwendung auf die erste Vereinbarung. Wenn derartige Vorgänge ohne eine solche Vereinbarung aufeinander folgen, gelten die Vorschriften über Informationspflichten des Unternehmers nur für den ersten Vorgang. Findet jedoch länger als ein Jahr kein Vorgang der gleichen Art mehr statt, so gilt der nächste Vorgang als der erste Vorgang einer neuen Reihe im Sinne von Satz 2. 

(5) Weitergehende Vorschriften zum Schutz des Verbrauchers bleiben unberührt. 

(Fassung aufgrund des Gesetzes zur Änderung der Vorschriften über Fernabsatzverträge bei Finanzdienstleistungen vom 2.12.2004 (
 BGBl. I S. 3102
 *) m.W.v. 8.12.2004)

Es gibt zwei Stoßrichtungen:

a) Erweiterte Informationspflichten (siehe § 1 BGB-InfoV)

b) Widerrufsrecht für Verbraucher bei Fernabsatzgeschäften § 312 d BGB
( Nach erhalt der Ware kann diese ohne Angabe von Gründen zurückgegeben werden, ähnlich den Haustürgeschäften.

Anwendungsbereich des § 312 b BGB


Voraussetzungen:


(1) Beteiligte:
Unternehmer (§ 14 BGB)
 

Verbraucher (§ 13 BGB)

(2) Vertrag über Waren und Dienstleistungen (und neu auch Finanzdienstleistungen)

(3) auf bestimmte Weise abgeschlossen (nämlich nur mittels Fernkommunikationsmitteln)
 
( vgl. § 312 b II BGB
d.h. beide Vertragspartner sind beim Vertragsabschluss nicht anwesend!

Ausnahmen: …es sei denn, dass der Vertragsabschluss nicht im Rahmen eines für den Fernabsatz organisierten Vertriebs- oder Dienstleistungssystems erfolgt… (vgl. § 312 b I letzter Satz): gemeint sind hier also nicht z.B. Bäcker, Installateure etc.

Das bedeutet folglich eine Einschränkung des Personenkreises, womit das Fernabsatzrecht zum Teil enger (betrifft eben nur Unternehmer und Verbraucher) aber auch weiter (es gibt mehr mögliche Kommunikationsmittel) ist als der E-Commerce.

Beachte auch als Ausnahme § 312 b III Nr. 5 BGB: gemeint sog. Pizzataxi

Neu eingebracht jetzt: Finanzdienstleistungen außer Versicherungen!

Rechtsfolgen:

a) Informationspflichten, siehe § 312 c BGB
( umfangreicher Katalog für Informationspflichten

( § 312 c I Satz 2 BGB i.V.m. § 1 BGB-InfoV: Bei Telefonaten ist zu Beginn das Ziel offen zu legen, gleichzeitig besteht die Verpflichtung, die AGB`s in Textform mitzuteilen.


§ 312c BGB
Unterrichtung des Verbrauchers bei Fernabsatzverträgen
(1) Der Unternehmer hat dem Verbraucher rechtzeitig vor Abgabe von dessen Vertragserklärung in einer dem eingesetzten Fernkommunikationsmittel entsprechenden Weise klar und verständlich und unter Angabe des geschäftlichen Zwecks die Informationen zur Verfügung zu stellen, für die dies in der Rechtsverordnung nach Artikel 240 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche bestimmt ist. Der Unternehmer hat bei von ihm veranlassten Telefongesprächen seine Identität und den geschäftlichen Zweck des Kontakts bereits zu Beginn eines jeden Gesprächs ausdrücklich offen zu legen. 

(2) Der Unternehmer hat dem Verbraucher ferner die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Geschäftsbedingungen sowie die in der Rechtsverordnung nach Artikel 240 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche bestimmten Informationen in dem dort bestimmten Umfang und der dort bestimmten Art und Weise in Textform mitzuteilen, und zwar 

	 
	1.
	bei Finanzdienstleistungen rechtzeitig vor Abgabe von dessen Vertragserklärung oder, wenn auf Verlangen des Verbrauchers der Vertrag telefonisch oder unter Verwendung eines anderen Fernkommunikationsmittels geschlossen wird, das die Mitteilung in Textform vor Vertragsschluss nicht gestattet, unverzüglich nach Abschluss des Fernabsatzvertrags;

	 
	2.
	bei sonstigen Dienstleistungen und bei der Lieferung von Waren alsbald, spätestens bis zur vollständigen Erfüllung des Vertrags, bei Waren spätestens bis zur Lieferung an den Verbraucher.


Eine Mitteilung nach Satz 1 Nr. 2 ist entbehrlich bei Dienstleistungen, die unmittelbar durch Einsatz von Fernkommunikationsmitteln erbracht werden, sofern diese Leistungen in einem Mal erfolgen und über den Betreiber der Fernkommunikationsmittel abgerechnet werden. Der Verbraucher muss sich in diesem Falle aber über die Anschrift der Niederlassung des Unternehmers informieren können, bei der er Beanstandungen vorbringen kann. 

(3) Bei Finanzdienstleistungen kann der Verbraucher während der Laufzeit des Vertrags jederzeit vom Unternehmer verlangen, dass ihm dieser die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Geschäftsbedingungen in einer Urkunde zur Verfügung stellt. 

(4) Weitergehende Einschränkungen bei der Verwendung von Fernkommunikationsmitteln und weitergehende Informationspflichten auf Grund anderer Vorschriften bleiben unberührt. 
  

Vorschrift neugefaßt durch das Gesetz zur Änderung der Vorschriften über Fernabsatzverträge bei Finanzdienstleistungen vom 2.12.2004 (
 BGBl. I S. 3102
 *) m.W.v. 8.12.2004.

b) Widerrufsrecht, siehe § 312 d BGB
( Widerrufsfrist (beginnt aber erst, wenn die Informationspflicht vollständig erfüllt wurde – siehe § 312 d Abs. 2 BGB)


312d BGB
Widerrufs- und Rückgaberecht bei Fernabsatzverträgen
(1) Dem Verbraucher steht bei einem Fernabsatzvertrag ein Widerrufsrecht nach § 355 zu. Anstelle des Widerrufsrechts kann dem Verbraucher bei Verträgen über die Lieferung von Waren ein Rückgaberecht nach § 356 eingeräumt werden. 

(2) Die Widerrufsfrist beginnt abweichend von § 355 Abs. 2 Satz 1 nicht vor Erfüllung der Informationspflichten gemäß § 312c Abs. 2, bei der Lieferung von Waren nicht vor dem Tage ihres Eingangs beim Empfänger, bei der wiederkehrenden Lieferung gleichartiger Waren nicht vor dem Tage des Eingangs der ersten Teillieferung und bei Dienstleistungen nicht vor dem Tage des Vertragsschlusses. 

(3) Das Widerrufsrecht erlischt bei einer Dienstleistung auch in folgenden Fällen: 

	 
	1.
	bei einer Finanzdienstleistung, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf ausdrücklichen Wunsch des Verbrauchers vollständig erfüllt ist, bevor der Verbraucher sein Widerrufsrecht ausgeübt hat,

	 
	2.
	bei einer sonstigen Dienstleistung, wenn der Unternehmer mit der Ausführung der Dienstleistung mit ausdrücklicher Zustimmung des Verbrauchers vor Ende der Widerrufsfrist begonnen hat oder der Verbraucher diese selbst veranlasst hat.


(4) Das Widerrufsrecht besteht, soweit nicht ein anderes bestimmt ist, nicht bei Fernabsatzverträgen 

	 
	1.
	zur Lieferung von Waren, die nach Kundenspezifikation angefertigt werden oder eindeutig auf die persönlichen Bedürfnisse zugeschnitten sind oder die auf Grund ihrer Beschaffenheit nicht für eine Rücksendung geeignet sind oder schnell verderben können oder deren Verfalldatum überschritten würde,

	 
	2.
	zur Lieferung von Audio- oder Videoaufzeichnungen oder von Software, sofern die gelieferten Datenträger vom Verbraucher entsiegelt worden sind,

	 
	3.
	zur Lieferung von Zeitungen, Zeitschriften und Illustrierten,

	 
	4.
	zur Erbringung von Wett- und Lotterie-Dienstleistungen,

	 
	5.
	die in der Form von Versteigerungen (§ 156) geschlossen werden oder

	 
	6.
	die die Lieferung von Waren oder die Erbringung von Finanzdienstleistungen zum Gegenstand haben, deren Preis auf dem Finanzmarkt Schwankungen unterliegt, auf die der Unternehmer keinen Einfluss hat und die innerhalb der Widerrufsfrist auftreten können, insbesondere Dienstleistungen im Zusammenhang mit Aktien, Anteilsscheinen, die von einer Kapitalanlagegesellschaft oder einer ausländischen Investmentgesellschaft ausgegeben werden, und anderen handelbaren Wertpapieren, Devisen, Derivaten oder Geldmarktinstrumenten.


(5) Das Widerrufsrecht besteht ferner nicht bei Fernabsatzverträgen, bei denen dem Verbraucher bereits auf Grund der §§ 495, 499 bis 507 ein Widerrufs- oder Rückgaberecht nach den §§ 355 oder 356 zusteht. Bei solchen Verträgen gilt Absatz 2 entsprechend. 

(6) Bei Fernabsatzverträgen über Finanzdienstleistungen hat der Verbraucher abweichend von § 357 Abs. 1 Wertersatz für die erbrachte Dienstleistung nach den Vorschriften über den gesetzlichen Rücktritt nur zu leisten, wenn er vor Abgabe seiner Vertragserklärung auf diese Rechtsfolge hingewiesen worden ist und wenn er ausdrücklich zugestimmt hat, dass der Unternehmer vor Ende der Widerrufsfrist mit der Ausführung der Dienstleistung beginnt.   

Fassung aufgrund des Gesetzes zur Änderung der Vorschriften über Fernabsatzverträge bei Finanzdienstleistungen vom 2.12.2004 (
 BGBl. I S. 3102
 *) m.W.v. 8.12.2004

# Grundsätzlich ist hier die Vertragsauflösung ohne Angabe von Gründen möglich (vgl. § 312 d Abs. 1 BGB) = Widerrufsrecht!

# Ausnahmen siehe § 312 d IV BGB (= Ausschluss des Widerrufsrechts):

a) Nr. 1
Ware ist nicht geeignet zur Rücksendung

b) Nr. 2
Ware ist Audio/Video/Software

c) Nr. 3
Ware sind Zeitschriften/Zeitungen/Illustrierte

d) Nr. 5
…in Form von Versteigerungen…; vgl. EBAY
( BGH-Entscheidung: Auch hier besteht ein Widerrufsrecht, da EBAY nur als Plattform für die Versteigerung benutzt wird, es handelt sich folglich nicht um eine Versteigerung nach 

§ 156 BGB

Ausübung des Widerrufsrechts

Die Ausübung des Widerrufsrechts ist in § 355 BGB geregelt. Es muss eine einseitige Erklärung in Textform sein, anschließend erfolgt eine Rücksendung der Ware, welche den Vertrag hinfällig macht. Grundsätzlich gilt hier eine Frist von 2 Wochen. 

§ 355 BGB
Widerrufsrecht bei Verbraucherverträgen
(1) Wird einem Verbraucher durch Gesetz ein Widerrufsrecht nach dieser Vorschrift eingeräumt, so ist er an seine auf den Abschluss des Vertrags gerichtete Willenserklärung nicht mehr gebunden, wenn er sie fristgerecht widerrufen hat. Der Widerruf muss keine Begründung enthalten und ist in Textform oder durch Rücksendung der Sache innerhalb von zwei Wochen gegenüber dem Unternehmer zu erklären; zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung. 

(2) Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem dem Verbraucher eine deutlich gestaltete Belehrung über sein Widerrufsrecht, die ihm entsprechend den Erfordernissen des eingesetzten Kommunikationsmittels seine Rechte deutlich macht, in Textform mitgeteilt worden ist, die auch Namen und Anschrift desjenigen, gegenüber dem der Widerruf zu erklären ist, und einen Hinweis auf den Fristbeginn und die Regelung des Absatzes 1 Satz 2 enthält. Wird die Belehrung nach Vertragsschluss mitgeteilt, beträgt die Frist abweichend von Absatz 1 Satz 2 einen Monat. Ist der Vertrag schriftlich abzuschließen, so beginnt die Frist nicht zu laufen, bevor dem Verbraucher auch eine Vertragsurkunde, der schriftliche Antrag des Verbrauchers oder eine Abschrift der Vertragsurkunde oder des Antrags zur Verfügung gestellt werden. Ist der Fristbeginn streitig, so trifft die Beweislast den Unternehmer. 

(3) Das Widerrufsrecht erlischt spätestens sechs Monate nach Vertragsschluss. Bei der Lieferung von Waren beginnt die Frist nicht vor dem Tag ihres Eingangs beim Empfänger. Abweichend von Satz 1 erlischt das Widerrufsrecht nicht, wenn der Verbraucher nicht ordnungsgemäß über sein Widerrufsrecht belehrt worden ist, bei Fernabsatzverträgen über Finanzdienstleistungen ferner nicht, wenn der Unternehmer seine Mitteilungspflichten gemäß § 312c Abs. 2 Nr. 1 nicht ordnungsgemäß erfüllt hat.   



Amtlicher Hinweis zu Buch 2 Abschnitt 3 Titel 5 Untertitel 2 (§§ 355 - 359): 

Dieser Untertitel dient der Umsetzung 

	 
	1.
	Richtlinie 85/577/EWG des Rates vom 20. Dezember 1985 betreffend den Verbraucherschutz im Falle von außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen (ABl. EG Nr. L 372 S. 31),

	 
	2.
	Richtlinie 94/47/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 1994 zum Schutz der Erwerber im Hinblick auf bestimmte Aspekte von Verträgen über den Erwerb von Teilzeitnutzungsrechten an Immobilien (ABl. EG Nr. L 280 S. 82) und

	 
	3.
	Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 1997 über den Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz (ABl. EG Nr. L 144 S. 19).
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Fristbeginn: § 312 d II i.V.m. § 355 BGB
Voraussetzung für den Fristenlauf:

a) ordnungsgemäße Belehrung über die Widerrufsmöglichkeit

b) erfüllte Informationspflichten nach § 312 d II BGB

c) rechtzeitige Absendung genügt

Rechtsfolgen
(1) Fehlen der Belehrung
Wird die Belehrung über die Widerrufsmöglichkeit vergessen, so beginnt der Fristlauf nicht. Gemäß § 355 III BGB ist eine Höchstgrenze von 6 Monaten zu beachten, welche hier aber nicht gilt = unbefristetes Widerrufsrecht.

(2) Ausübung des Widerrufs (§ 357 BGB)
Der Vertrag wird rückabgewickelt (Waren gegen Geld), wobei grundsätzlich der Unternehmer die Kosten der Rücksendung trägt, wobei unter bestimmten Voraussetzungen diese Kosten auch auf den Verbraucher abwälzbar sind (siehe § 357 II BGB bis zu einem Betrage von 40,00 € vertraglich auf Verbraucher aufzuerlegen).

§ 357 BGB
Rechtsfolgen des Widerrufs und der Rückgabe
(1) Auf das Widerrufs- und das Rückgaberecht finden, soweit nicht ein anderes bestimmt ist, die Vorschriften über den gesetzlichen Rücktritt entsprechende Anwendung. § 286 Abs. 3 gilt für die Verpflichtung zur Erstattung von Zahlungen nach dieser Vorschrift entsprechend; die dort bestimmte Frist beginnt mit der Widerrufs- oder Rückgabeerklärung des Verbrauchers. Dabei beginnt die Frist im Hinblick auf eine Erstattungsverpflichtung des Verbrauchers mit Abgabe dieser Erklärung, im Hinblick auf eine Erstattungsverpflichtung des Unternehmers mit deren Zugang. 

(2) Der Verbraucher ist bei Ausübung des Widerrufsrechts zur Rücksendung verpflichtet, wenn die Sache durch Paket versandt werden kann. Kosten und Gefahr der Rücksendung trägt bei Widerruf und Rückgabe der Unternehmer. Wenn ein Widerrufsrecht nach § 312d Abs. 1 Satz 1 besteht, dürfen dem Verbraucher die regelmäßigen Kosten der Rücksendung vertraglich auferlegt werden, wenn der Preis der zurückzusendenden Sache einen Betrag von 40 Euro nicht übersteigt oder wenn bei einem höheren Preis der Sache der Verbraucher die Gegenleistung oder eine Teilzahlung zum Zeitpunkt des Widerrufs noch nicht erbracht hat, es sei denn, dass die gelieferte Ware nicht der bestellten entspricht. 

(3) Der Verbraucher hat abweichend von § 346 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Wertersatz für eine durch die bestimmungsgemäße Ingebrauchnahme der Sache entstandene Verschlechterung zu leisten, wenn er spätestens bei Vertragsschluss in Textform auf diese Rechtsfolge und eine Möglichkeit hingewiesen worden ist, sie zu vermeiden. Dies gilt nicht, wenn die Verschlechterung ausschließlich auf die Prüfung der Sache zurückzuführen ist. § 346 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 findet keine Anwendung, wenn der Verbraucher über sein Widerrufsrecht ordnungsgemäß belehrt worden ist oder hiervon anderweitig Kenntnis erlangt hat. 

(4) Weitergehende Ansprüche bestehen nicht.   
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